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Rede auf der Hauptversammlung zur Bilanzierung der kommunalpolitischen Arbeit

Liebe Genossinnen und Genossen,

als Rechenschaftspflichtiger würde ich hier vor Euch stehen und auf das Bilanzpapier verweisen.

Ich würde auf die Erfolge verweisen, die diese Fraktion der LINKEN in der BVV vorzuweisen hat.

Ich würde Euch die Sicherheit vermitteln, dass alles seinen geordneten sozialistischen Gang geht.

Allein stehe ich hier auch vor Euch als einer von knapp 2000 Mitgliedern dieses Bezirksverbandes.

Und da gibt es nicht die alleinige Verantwortlichkeit der Fraktion, des Bezirksvorstandes oder der BO’en, sondern es gibt nur eine gemeinsame Verantwortung dieser unserer Partei.

Und damit komme ich zum ersten Punkt, der kritischen Würdigung der Arbeit der Fraktion.

Ihr findet im Wahlprogramm den Satz: „Entschieden lehnen wir die Privatisierung von Verwaltungsdienstleistungen ebenso ab wie die Zentralisierung der Bau- und Planungsbereiche.“
Hier kommen wir an einen Kern sozialistischer Politik.

Nämlich dass wir uns im Unterschied zu allen anderen Parteien nicht von privaten Interessengruppen leiten lassen. Allein die Frage, was am zweckdienlichsten ist, darf von uns Beachtung finden.

Das stetig wiederholte Mantra, dass Private alles besser und effektiver können, ist eben nicht wahr. Und auch wenn jene, die das behaupten momentan etwas leiser sind, so werden sie doch zurückkehren, denn sie werden getrieben vom nimmersatten Kapitalinteresse.

Und was brauchen wir um dem zu widerstehen? Einen starken Bezirk!

„Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Intoleranz und Gewalt treten wir offensiv entgegen.“
Man soll hier ruhig auch einmal den Bund loben, der uns jedes Jahr über 100.000 € gibt, um damit den Kampf gegen Rechts zu führen. Eine Summe, die der Bezirk allein nicht stemmen könnte. Was wir allerdings tun, ist dieses Geld in die richtigen Kanäle zu lenken, sodass Lichtenberg als eine von 65 bundesdeutschen Kommunen ausgezeichnet wird.

Und was ist Voraussetzung um den rechtsextremen Fehlentwicklungen zu begegnen? Ein starker Bezirk.

3. „Von der weiteren Gestaltung der soziokulturellen Zentren versprechen wir uns wichtige Impulse zur Entfaltung nachbarschaftlicher Zusammenarbeit in den Wohngebieten.“

Die soziokulturellen Zentren oder Stadtteilzentren sind ein wichtiger Bestandteil linker Politik im Bezirk. Wir haben diese stets mit Priorität behandelt. Denn was wir alle beobachten können ist eine Gesellschaft, die außer Fugen gerät. Deshalb unserer entschiedener Versuch auf unserer bezirklichen Ebene so für Zusammenhalt zu sorgen.

Ob dieses zur Genüge erreicht wurde, ob die Bezirksgelder zielgerichtet eingesetzt worden sind, wird in einer kommenden Evaluation zu prüfen sein.

Und genau das ist der richtige Ansatz. Ich kann doch nicht wie die SPD-Fraktion die Abschaffung der Stadtteilmanagerinnen fordern, ohne dass ich mich mal mit der Wirksamkeit ihrer Arbeit beschäftigt habe. Ich kann doch nicht das Pferd von hinten aufzäumen.

Auch hier gilt nur ein starker Bezirk kann die Verwerfungen der Gesellschaft abfedern.

„Die Lichtenberger sollen sich in ihrem Bezirk wohl fühlen. […] Das bedeutet auch, dass die Einwohner ihr Wohnumfeld als geschützt und gepflegt erfahren.“

Zu diesem Satz des Wahlprogramms findet Ihr in der Bilanz die Passage, dass im Zuge von Stadtumbau Ost kein Wohnraum vernichtet werden soll.

Ihr meint das ist eine Selbstverständlichkeit? Keineswegs. Wenn ich in einer Pressemitteilung des Bürgervereins HSH lese, dass man Wohnblocks in Größenordnungen abreißen soll, um Platz für Einfamilienhäuser zu schaffen, dann gerate ich außer mir.

Keinesfalls will ich den Bürgerverein HSH insgesamt diskreditieren. Ich weiß um den harten Kampf, den Annegret dort führt. Aber wenn der Vorsitzende, nebenbei SPD-Mitglied solche Ungeheuerlichkeiten fordert, dann gehört dieses beantwortet. Hätte dieser Mann Sachkenntnis, dann wüsste er dass jüngst die Sanierung der entsprechenden Wohnblocks abgeschlossen wurde. Hätte dieser Mann Sachkenntnis, dann müsste er den betroffenen Mietern sagen wohin sie dann ziehen sollen. Und hätte dieser Mann Sachkenntnis, dann hätte bemerkt dass mittlerweile die Mieten in Berlin wieder steigen. Ein Abriss von Wohnraum würde nur einem nützen, nämlich den Wohnungsunternehmen, darunter auch jene auf denen der SPD-Filz sitzt.

Ihr wisst um die Passage im Wahlprogram: „Wir wollen, dass alle Kinder in unserem Bezirk eine Kindertagesstätte besuchen können - wohnungsnah und mit hoher pädagogischer Qualität.“

Ihr wisst, dass wir auch deshalb den staatlichen Eigenbetrieb für Kitas gegründet haben. Nicht zuletzt taten wir dieses auch, um als Bezirk weiter Einfluss haben zu können auf die Geschäftspolitik im Kitabereich. In der vorletzten Woche gab es die empörten Meldungen der bürgerlichen Presse, der bürgerlichen Partei in der BVV, man müsse doch unbedingt alle angestellten Küchenkräfte im Öffentlichen Dienst belassen und deren Leistungen nicht auslagern.

Das muss man sich mal vorstellen. Jene die den Eigenbetrieb als Kitakombinat verspottet haben, sich immer für die vollständige Übertragung der Kitas an Freie Träger eingesetzt haben, sorgen sich nun um die Öffentlich Beschäftigten.

Was hat DIE LINKE statt dessen getan? Wir haben unseren Mitgliedern im Verwaltungsrat mitgegeben sich gemeinsam mit den Vertretern der Beschäftigten den Beschluss des Vorstandes zu verhindern, und es wurde verhindert.

Notwendig dafür ist ein Bezirk, der ein solchen Einfluss hat, ein starker Bezirk.

„Bildung ist eine wesentliche Voraussetzung für Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit.“

Landauf, landab wird die Wichtigkeit von Bildung für die Zukunftsfähigkeit des Landes betont. Nicht dass dieses schon immer gegolten hat. Allein es steht die Wettbewerbsfähigkeit des Landes auf dem Spiel und da gerät ein solches Thema auch bei Konservativen auf die Agenda.

Lichtenberg gibt jedes Jahr 1,8 Mio. € mehr für Schule aus, als es vom Land Berlin bekommt. Leider können wir uns hier nur in der Frage der Gebäude engagieren, da für alle Inhalte das Land zuständig ist.

Eine andere Aufteilung der Zuständigkeit, die eine Stärkung der Bezirke vorsähe, wäre, davon bin ich überzeugt nicht zum Nachteil der Schulen im Bezirk.

Ich möchte meine Aufzählung nicht weiter verlängern, ihr habt das Bilanzpapier. Und wie ich finde ist dort der BVV-Fraktion und unseren Stadträten es gut gelungen den Umsetzungsstand unserer Wahlaussagen zu dokumentieren. Ich ermuntere Euch auch ausdrücklich dieses in den BO’en zum Thema zu machen. Wir Fraktionsmitglieder stehen auch Gewehr bei Fuß um dieses gemeinsam mit Euch zu diskutieren.

Stattdessen komme ich zum zweiten Punkt. Ich habe die Notwendigkeit starker Bezirke betont. Nicht nur weil diese Aussage Überschrift unseres letzten Landesparteitagesbeschlusses war. Auch weil es zur Wahrheit dazu gehört, dass die Stärke der Bezirke auch etwas mit der Finanzausstattung zu tun hat.

Ich gehöre nicht zu denen, die jammern in den Bezirken sei politisch nichts mehr zu machen und vorwurfsvoll auf das Land Berlin zeigen. Nebenbei spricht das Bilanzpapier auch eine andere Sprache. Ein öffentlich geführter innerparteilicher Streit zwischen den Ebenen vermittelt nämlich eines, Zerstrittenheit. Zerstrittene Parteien jedoch sind in den Augen der Menschen nicht wählbar, eben weil man nicht weiß was am Ende herauskommt. Entweder Bezirks- und Landesebene ziehen gemeinsam an einem Strang oder wir gehen gemeinsam unter. Bevor wir jedoch gemeinsam an einem Strang ziehen, müssen wir versuchen die jeweils andere Seite zu verstehen und zu gemeinsamen Kompromissen kommen.

Ich sprach das Thema Finanzen an. Wir als Partei haben einen Koalitionsvertrag unterschrieben, der die Konsolidierung des Haushalts vorsieht. Dieses Ziel wird durch die Fraktion in der BVV nicht in Frage gestellt, auch wenn es notwendig heißt in den Bezirken zu Ausgabenkürzungen zu kommen. Im Gegenzug erwarten wir von der Landesebene, dass sie anerkennen, dass wir hier in den Bezirken Leistungen erbringen, deren Wegfall Konsequenzen hat. Und ich erwarte, dass wir in der Sache sauber miteinander umgehen. Das geht nicht in die Richtung unserer AGH-Fraktion, als vielmehr in Richtung unseres Koalitionspartners und des Finanzsenators. Und wenn Finanzzuweisungen auf einer Berechnungsgrundlage erfolgen, die kein Mensch mehr nachvollziehen kann, dann ist dieses eben kein sauberer Umgang miteinander.

Ich setze also sehr viel Hoffnung in die anstehenden Beratungen auf der Landesebene zwischen LINKE und SPD. Die Erwartungen sind im LPT-Beschluss formuliert und ich möchte die Gelegenheit nutzen und Christina und Andreas zu danken, die sehr viel Engagement in die Erarbeitung des Antrages gesteckt haben.

All das wird jedoch keinen Geldregen für die Bezirke bewirken. In einem Punkt erwarten wir finanzielle Zugeständnisse, nämlich bei den Hilfen zur Erziehung. (Ich nehme an, dass MRW dazu sprechen wird, der macht ja regelmäßig zu Recht seine Umgebung mit diesem Thema verrückt.)

Also müssen wir sehen, dass wir mit den uns zugewiesenen Geldern auskommen. Ihr wisst, dass wir für nächstes Jahr 9,2 Mio. € Defizit auflösen mussten. Die Haushaltsabschlüsse von vor zwei Jahren werden jeweils addiert, das ergab ungefähr die Hälfte des Minus, die andere Hälfte kam, weil SenFin uns mitgeteilt hat, wir eben noch ein weiteres Minus zu tragen.

Das ist natürlich eine blöde Situation. Und in solchen Situationen ergreift der politische Konkurrent das Wort und erzählt der Öffentlichkeit, dass DIE LINKE nicht rechnen kann. Dumm ist’s nur wenn er sich, wie durch den Fraktionsvorsitzenden der SPD geschehen, in einem Anflug von Ehrlichkeit sagt, dass der Bezirk Lichtenberg in der Vergangenheit im Berliner Vergleich doch gut gewirtschaftet hat. Da stelle ich die Frage, ob es möglicherweise an der absoluten Mehrheit der LINKEN lag und wir nicht, wie jetzt gezwungen sind Kompromisse mit der SPD zu machen.

Worauf ich aber eigentlich hinaus will, ist Folgendes. Wir alle würden sehr viel lieber Straßensanierungen vollenden, Jugenklubs einweihen oder allen Kindern die Mitgliedschaft im Sportverein bezahlen. Allein es geht nicht.

Nun soll man nicht mit stolz geschwellter Brust die Kürzungsmaßnahmen propagieren. Aber ich bitte Euch Eurem Umfeld klarzumachen, dass wir nicht anders handeln konnten und hätten wir die Kürzungen aufgeschoben, später eine größere Katastrophe gedroht hätte. Gleichzeitig bitte ich uns zu glauben, dass wir trotz der dramatischen Situation nicht leichtfertig entschieden haben.

1. Kann die Kürzung bezirksamtsintern erfolgen oder müssen Leistungen eingeschränkt werden? > siehe Kürzungen bei Beschaffungen, Bewirtschaftung

2. Vorrang des Erhalts vor Neubau von Infrastruktur > siehe Verschiebung von I-Maßnahmen

3. Gibt es bei einer Leistungseinschränkung für die Betroffenen akzeptable Alternativen? > siehe Bürgeramt, Jugendberufshilfe

Diesen Algorithmus schaffen wir möglicherweise nicht in allen Fällen durchzuhalten, aber er ist klar erkennbar.

Solche Anstrengungen, wie wir sie dieses Jahr geleistet haben, können aber nicht die Regel sein. Wir können einmal die Anschaffung von Büchern in den Bibliotheken aussetzen, aber nicht mehrmals. Wir können einmal im Rahmen des Bürgerhaushalts Bürger vertrösten und um eine Verschiebung der Maßnahme bitten, aber nicht mehrmals. Wir können einmal die Dachsanierung der VHS in der Paul-Junius-Straße verschieben, aber nicht mehrmals.

Die Menschen haben eine Erwartungshaltung gegenüber dem Bezirk. Und wird diese Erwartungshaltung regelmäßig nicht erfüllt, sprich der Bezirk enttäuscht stellvertretend für das ganze politische System. Dann ist die Konsequenz, Resignation, ins Private zurückziehen und Entfremdung von der Demokratie.

Und diese Entwicklung passiert ja nicht zufällig. Es ist konservative Strategie den Staat auszutrocknen und so den eigenen Spielraum zu vergrößern. Deswegen kann es nur eine Antwort von uns geben, nämlich den starken Staat und das fängt bei starken Bezirken an.

Nun wurde ich auch gefragt wie denn unser Verhältnis zu den anderen Parteien aussieht. Zu diesem Zweck habe ich mich an meine Ausführungen zur Hauptversammlung im Juli 2007 erinnert und festgestellt, dass sich nicht soviel geändert hat.

Die Nazis sind nach wie vor unerträglich. Ich habe damals gefragt wie lange dieses Land Aussagen, wie die über Erwin Nöldner als kommunistischen Kriminellen noch tolerieren will. Nun, wie Ihr wisst hat unsere Stadträtin Katrin Framke genau zu dieser Aussage einen Prozess gewonnen, wozu ich Sie beglückwünsche. Leider ist es eine Illusion zu glauben, dass entsprechende Verurteilungen solche Schmähungen unterbinden. Dieses hat der Hähnel von der NPD in der letzten BVV-Sitzung bereits deutlich gemacht.

Genauso wenig wie der Eifer der Nazis erlahmt, genauso wenig erlahmen aber auch die Anstrengungen, die die demokratischen Parteien vereinbart haben. Insofern muss uns, was die Auseinandersetzung in der BVV angeht nicht Bange sein.

Mit den Sozialdemokraten haben wir ein ambivalentes Verhältnis. Auf der einen Seite haben wir zusammen den Haushalt verabredet und verabschiedet, arbeiten also zusammen. Auf der anderen Seite neigt der Sozialdemokrat in seiner Wut über seine Umfrageergebnisse, in seiner Zerrissenheit zu Sozialstaatspolitik und Kadavergehorsam auch zur Frustration.

Es gab jüngst zwei absurde Beispiele:

· Ausgabenentwicklung von HzE ist politisch gesteuert > Bezirk fährt absichtlich ins Minus

· Kritik an Christina Emmrichs Interview im Tagesspiegel

· Christina hatte ja nichts anderes gesagt als dass der „zunehmende Gegensatz zwischen arm und reich es ihr schwer mache sich mit diesem Land zu identifizieren“

· An diesem Punkt, liebe Christina folgen nicht nur wir Dir, sondern auch eine Mehrheit in diesem Land

· Das war ein gutes Beispiel dafür, dass wir uns auf zunehmende Attacken von der SPD einstellen müssen > Es wird Wahlkampf, liebe Genossinnen und Genossen!

Gleichfalls im Juli 2007 habe ich gesagt, dass wir die CDU nicht links liegen lassen. Und nach anfänglichen zaghaften Kontakten, haben wir, für politische Parteien ein recht konstruktives Klima der Zusammenarbeit. Regelmäßig stellen wir uns gegenseitig vorher bestimmte Anträge vor und haben auch Sondierungen zum Haushalt geführt. Mit dem Ergebnis, dass sich die Fraktion in der Abstimmung enthielt. Diese Politik werden wir fortsetzen. Ob mit oder ohne Zählgemeinschaft, ob mit oder ohne politischem Bezirksamt, in jedem Fall werden wir die CDU nicht einer SPD in die Arme treiben.

Aber alle gute Nachbarschaften nützen nichts, wenn nicht im eigenen Haus Frieden herrscht. Ich habe vor einem guten Jahr vor dieser Hauptversammlung betont, dass wir vor einem Mentalitätswechsel gestellt waren. Und zwar in zweierlei Hinsicht.

1. Im Hinblick auf die veränderten Mehrheitsverhältnisse.

2. Im Hinblick auf die Personalveränderungen in der Fraktion.

Um mal in Erfahrung zu bringen, wie jetzt nach einer knappen Halbzeit die Situation in der Fraktion beschrieben wird, haben wir miteinander Gespräche geführt. Deren Zusammenfassung und die Schlussfolgerungen sind in einem Papier beschrieben. Die Fraktion wird sich am kommenden Montag damit beschäftigen, deswegen will ich jetzt nicht viel vorwegnehmen.

Nur folgende Forderungen und Probleme. 

1. Einigkeit. Man darf Einigkeit nicht verwechseln mit dem Ruf nach Geschlossenheit in der Parteienlandschaft. Dieser bedeutet in der Regel nichts anderes, als dass verträumte Sozialstaatspolitiker mal die Klappe halten sollen und Papa Müntefering macht dann schon.

Nein, die Einigkeit, die ich meine beinhaltet die sachliche Auseinandersetzung, schließt aber undurchsichtiges, unfaires Verhalten aus.

2. Aktivierung. Die Fraktion lebt von ihren Lebendigkeit. Und es wird zu fragen sein, wie wir die Passivität zurückdrängen.

3. Wie halten wir’s mit der Freiheit des Gewissens? Das Gewissen ist ja derzeit im Kontext mit Hessen in aller Munde. Diese Partei hat sich immer zur Gewissensfreiheit bekannt. Diese Partei hat sich aber auch gegen die Diktatur einer Minderheit ausgesprochen.

4. Werden wir genügend wahrgenommen? Haben wir wahrnehmbare Schwerpunkte? Wie effizient arbeiten wir in der BVV? Und das Wichtigste wie werden wir außerhalb des BVV-Saals wahrgenommen?

Diese und andere Fragen werden zu besprechen sein. Nicht alles wird sich zur Zufriedenheit aller auflösen lassen, gleichwohl will ich mich dafür einsetzen, dass es wie in den letzten Monaten weiter in die richtige Richtung geht.

Ich habe am Anfang gesagt, dass es die alleinige Verantwortlichkeit der Fraktion nicht gibt. Wir alle sitzen in unserem Boot mit dem schönen Namen DIE LINKE. Deswegen eine abschließende Bitte.

Die Fraktion schlägt sich von Zeit zu Zeit an den Kopf und sagt, darauf hätten auch wir kommen können. Etwa wenn Fahrradständer vor eine Bibliothek, eine neue Fußwegeverbindung oder Geschäftsparkplätze von anderen Parteien gefordert werden.

Und ich frage mich sind wir LINKE nicht viel mehr? Haben wir nicht viel mehr Augen und Ohren, denen im Bezirk etwas auffällt? Also bitte ich Euch, wenn Euch und Eurem Umfeld irgendwas in der genannten Richtung auffällt, dann kommt ins Rathaus, schreibt einen Brief, eine eMail, wie auch immer, aber meldet Euch, denn wir brauchen Euch. Vielen Dank für Eure Aufmerksamkeit.
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